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Südkorea versucht einen schwierigen Balanceakt
zwischen Washington und Peking
In der zunehmend polarisierten Weltordnung steht Seoul unter Druck, sich klarer zu positionieren

FABIAN KRETSCHMER, PEKING

Die Selbstwahrnehmung der Koreaner
spiegelt sich bis heute in der Metapher
wider, sie seien eine «Garnele zwischen
Walen». Obwohl Südkorea mittlerweile
die zehntgrösste Volkswirtschaft der
Welt ist und eine popkulturelle Anzie-
hungskraft sondergleichen ausübt, be-
trachten sich die 52 Millionen Einwoh-
ner nach wie vor als kleines Land, das
von riesigen Nachbarstaaten umzingelt
ist: im Westen die aufstrebende Gross-
macht China, im Osten die ehema-
lige Kolonialmacht Japan – und rund-
herum der Einflussbereich der Verei-
nigten Staaten.

Das Land am Han-Fluss hat daher
gelernt, zwischen den Interessen Pekings
und Washingtons die Balance zu hal-
ten. Doch angesichts der wachsenden
geopolitischen Polarisierung fällt die-
ser lang erprobte Drahtseilakt immer
schwerer. Südkorea muss sich entschei-
den: wie umgehen mit einem Staat, von

dem man wirtschaftlich abhängt wie nie
zuvor, doch gegenüber dem die politi-
schen Differenzen immer offener zutage
treten? Und dessen Popularität bei der
Bevölkerung so rasant eingebrochen ist
wie in keinem anderen Land der Welt?

Wirtschaftlich stark profitiert

Erst vor dreissig Jahren hat Südkorea –
kurz nach seinem blutigen Übergang
von einer Militärdiktatur zur libera-
len Demokratie – die kommunistische
Regierung in Peking als rechtmässi-
gen Herrscher Chinas anerkannt. Tief
enttäuscht räumten damals die taiwa-
nischen Diplomaten die Botschaft im
Seouler Myeongdong-Viertel, um den
einreisenden Repräsentanten der Volks-
republik Platz zu machen.

Wirtschaftlich hat das Land von die-
ser Entscheidung extrem profitiert: Süd-
koreas Exporte nach China sind in den
letzten drei Dekaden auf das 162-Fache
angestiegen, Halbleiter machen mit fast

40 Prozent den grössten Teil der Ausfuh-
ren aus. Bereits 2003 hat die Volksrepu-
blik die Vereinigten Staaten als wichtigs-
ten Handelspartner Südkoreas abgelöst.
Mehr noch: Südkorea ist eines der weni-
gen Länder, die lange Zeit einen Han-
delsbilanzüberschuss gegenüber China
erzielen konnten. Erst seit vier Mona-
ten hat sich die bilaterale Bilanz ins Ne-
gative gewandelt.

Doch natürlich ist man sich auch in
Seoul darüber bewusst, welche Gefah-
ren von der ökonomischen Abhängig-
keit von Peking ausgehen. Präsident
Moon Jae In, der im Mai nach fünf Jah-
ren abgetreten ist, hat in seiner Amtszeit
den Blick schon früh auf neue Märkte
in Südostasien und Indien geworfen,
um die eigene Wirtschaft zu diversifizie-
ren. Doch noch immer liefert Südkorea
knapp ein Drittel seiner Exportwaren an
den grossen Nachbarstaat China.

Trotz dem florierenden Handel
haben sich die politischen Beziehungen
stark verschlechtert. Für Streit sorgte

Südkoreas Entscheidung 2016, das
amerikanische Raketenabwehrsystem
Thaad zu implementieren, was die bei-
den Verbündeten mit der Bedrohung
durch Nordkorea legitimierten. Chinas
Staatsführung hingegen wertete Thaad
als Angriff auf die eigene Souveränität –
und liess gegenüber Südkorea in einem
beispiellosen Racheakt seine ökono-
mischen Muskeln spielen. Über Nacht
verbot Peking seinen Bürgern, Grup-
penreisen nach Südkorea zu unterneh-
men, es strich die beliebten südkoreani-
schen Seifenopern aus dem Fernsehpro-
gramm und verbot jahrelang Konzert-
tourneen von K-Pop-Bands in China.
Den Schaden für Südkoreas Volkswirt-
schaft schätzte das Hyundai Research
Institute auf satte 7,5 Milliarden Dollar.

«Komplexe Situation»

Wenn dieser Tage das Jubiläum der
dreissigjährigen diplomatischen Bezie-
hungen zwischen den zwei Staaten be-
gangen wird, kommt nur wenig feier-
liche Stimmung auf. Selbst Chinas Bot-
schafter in Seoul, Xing Haiming, sagte
am Dienstag während seiner Anspra-
che unmissverständlich: «Die gegen-
wärtige Situation ist komplex und ernst.
Die Beziehungen zwischen China und
Südkorea sind in eine neue Phase ein-
getreten.» Doch gleichzeitig betonte er:
«Es gibt keinen Konflikt, der nicht ge-
löst werden kann.»

Ob der chinesische Botschafter damit
recht behalten wird, scheint fraglich.Tra-
ditionell kann Pekings Parteiführung vor
allem bei den koreanischen Linken auf
Sympathien hoffen. Diese betonen die
kulturelle Nähe zu China, während sie
die USA als «imperialistische Macht»
ablehnen. Das konservative Lager hin-
gegen hegt tiefes Misstrauen gegenüber
dem «kommunistischen» China und
betont stets die «eiserne» Allianz mit
Washington.

Die Animositäten sind historisch tief
verwurzelt. Im Koreakrieg (1950–1953)
kämpfte Maos Volksbefreiungsarmee
Seite an Seite mit den nordkoreanischen
Truppen Kim Il Sungs. Südlich der De-
markationslinie hingegen waren die
amerikanischen Streitkräfte stationiert –
28 500 Mann sind es bis heute. Und
während Pjongjang nach wie vor ein
Verteidigungsabkommen mit Peking
unterhält, ist Washington weiterhin die
Schutzmacht von Seoul.

Doch die Beziehung Südkoreas zu
China verläuft keineswegs nur entlang

der politischen Links-rechts-Achse. So
hat ausgerechnet Präsident Roh Tae
Woo, ein konservativer Militär, vor
dreissig Jahren die diplomatischen Be-
ziehungen zu China normalisiert. Und
2015 besuchte die – ebenfalls konser-
vative – Präsidentin Park Geun Hye als
einziges Oberhaupt eines demokrati-
schen Staats Xi Jinpings Militärparade
in Peking, mit der das Ende des Zwei-
ten Weltkriegs begangen wurde.

Selbst der derzeitige Präsident Yoon
Suk Yeol, der noch im Wahlkampf mit
Peking-kritischen Aussagen auffiel, ver-
sucht den Konflikt seit seinem Amts-
antritt im Mai bestmöglich zu umschif-
fen: Als Anfang August Nancy Pelosi
nach ihrem umstrittenen Taiwan-Be-
such nach Seoul weiterreiste, speiste
der 61-Jährige die Vorsitzende des ame-
rikanischen Repräsentantenhauses mit
einem einfachen Telefonat ab.

Gleichzeitig hat Yoon im Mai ver-
kündet, sich an der Gründung der von
den USA initiierten Wirtschaftsinitiative
Indo-Pacific Economic Framework zu
beteiligen und einem vorläufigen Tref-
fen der sogenannten Chip 4 beizuwoh-
nen, einem von Washington initiierten
Dialog zwischen den führenden Halb-
leiterproduzenten. Beide Schritte wur-
den von Pekings Aussenministerium
stark kritisiert.

Ansehen Chinas hat gelitten

Diese ambivalente Haltung gegenüber
China spiegelt einen gewissen Pragma-
tismus wider. Die Koreaner sind bereit,
auch mit jenen Partnern Geschäfte zu
machen, gegen die sie insgeheim tiefe
Ablehnung verspüren. Und diese Ableh-
nung ist gross: Die Unbeliebtheit Chinas
hat seit der Pandemie in wohl keinem
anderen Land der Welt derart rasant zu-
genommen. Hatten 2015 laut einer reprä-
sentativen Umfrage des Pew Research
Center nur 37 Prozent der Koreaner ein
negatives Bild von China, ist der Wert auf
derzeit 80 Prozent angestiegen.

Damit sind die Koreaner deutlich
kritischer gegenüber dem Reich der
Mitte eingestellt als die Bevölkerung in
Deutschland (74 Prozent), Frankreich
(68 Prozent) oder Kanada (74 Prozent).
Und wie eine Studie des Chicago Coun-
cil on Global Affairs belegt, hat China
mittlerweile selbst Japan, das die korea-
nische Halbinsel in der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts kolonialisiert hatte, in
der öffentlichen Wahrnehmung als his-
torischer Erzfeind abgelöst.

Der südkoreanische Containerhafen Busan. Seit 2003 ist China Südkoreas wichtigster Handelspartner. SEONGJOON CHO / BLOOMBERG

Ein Wahlgeschenk für amerikanische College-Absolventen
Joe Biden will mit einem Erlass von bis zu 20 000 Dollar pro Person den Schuldenberg abbauen, unter dem Studenten in den USA leiden

RENZO RUF, WASHINGTON

Der amerikanische Präsident Joe Biden
erfüllt mit einiger Verspätung ein weite-
res Wahlversprechen. Er will gegenwär-
tigen und früheren Studentinnen und
Studenten bis zu 20 000 Dollar Schul-
den erlassen – Geld, das sie aufnehmen
mussten, um ein College-Diplom oder
weiterführende Studien an einer Uni-
versität zu finanzieren. Dies gab Biden
am Mittwoch im Weissen Haus be-
kannt. Der Präsident begründete den
Schritt mit dem Schuldenberg, unter
dem in den USA viele Absolventinnen
und Absolventen höherer Bildungs-
stätten begraben werden. Die gesamte
Wirtschaft werde profitieren, wenn sich
heute noch verschuldete Personen in
nicht allzu ferner Zukunft ein Haus
kauften oder ein Unternehmen grün-
deten, sagte der Demokrat.

Bis zu 43 Millionen Menschen sollen
laut Zahlen des nationalen Erziehungs-
ministeriums die Bedingungen erfül-
len, die Biden an seinen Schuldenerlass
knüpfen will. Das wichtigste Kriterium:

Der einmalige Nachlass gilt nur für Per-
sonen, die ihr Studiendarlehen vor dem
30. Juni 2022 aufgenommen haben und
deren Kredite sich heute im Besitz der
öffentlichen Hand befinden.

Auch will das Weisse Haus mithilfe
einer Einkommensobergrenze von
125 000 Dollar pro Jahr für Einzelperso-
nen und 250 000 Dollar für Ehepaare
sicherstellen, dass von diesem Wahl-
geschenk primär Familien der Mittel-
klasse und aus der Arbeiterschaft profi-
tieren. Das Weisse Haus geht davon aus,
dass gegen 47 Prozent aller Betroffe-
nen durch die Aktion Bidens von ihren
Schulden befreit werden.

Unklarheit über Kosten

Offen ist, wie viel Geld diese Anwei-
sung Bidens den amerikanischen Staat
kosten wird. Vorsichtige Schätzungen
gehen von 300 Milliarden Dollar aus.
Die Administration weist diese Schät-
zungen aber als falsch zurück. Zum
einen sei unklar, wie viele Personen in
der Praxis die Chance ergreifen würden,

sagte Susan Rice, innenpolitische Bera-
terin Bidens, vor den Medien im Weis-
sen Haus.Andere Berater sagten zudem,
die Kostenschätzungen blendeten aus,
dass unter dem jetzigen System Millio-
nen von Kreditnehmern nie in der Lage
sein würden, ihre Schulden vollständig
zurückzubezahlen.

Befürchtungen führender Ökono-
men, der Schuldenerlass werde die In-
flation weiter anfeuern, liess das Weisse
Haus nicht gelten. Die Kommunika-
tionschefin Kate Bedingfield wies in
Fernsehinterviews darauf hin, dass
Ende Jahr die Stundung für die Rück-
zahlung von Studiendarlehen endgül-
tig ablaufe, die zu Beginn der Corona-
Pandemie in Kraft getreten war. Millio-
nen von Menschen müssten deshalb ab
Januar 2023 wieder monatlich Geld ans
Bildungsministerium überweisen, um
ihre Kredite abzustottern. Die Rede
ist von Zahlungen in Höhe von 4 Mil-
liarden Dollar pro Monat. Unter dem
Strich würden sich die beiden Mass-
nahmen deshalb gegenseitig aufheben,
sagte Bedingfield.

Viele Republikaner reagierten den-
noch mit scharfer Kritik auf die Ankün-
digung Bidens. Der Schuldenerlass sei
fundamental unfair, weil davon bloss
diejenigen Menschen profitierten, die
ein College besucht hätten, sagte die
Abgeordnete Virginia Foxx. Der hoch-
rangige Senator Mitch McConnell
nannte die «sozialistische» Entschei-
dung Bidens eine Ohrfeige für jede
amerikanische Familie, die Opfer er-
bracht habe, damit ein Familienmitglied
eine höhere Bildungsstätte habe besu-
chen können.Auch würden Amerikane-
rinnen und Amerikaner bestraft, die ihre
Studiendarlehen zurückbezahlt hätten.

Demokraten fordern Reform

Einige Parteifreunde Bidens wiederum
applaudierten dem Präsidenten zwar,
liessen aber verlauten, der Schulden-
erlass gehe nicht weit genug. Sie for-
derten eine vollständige Reform der
Art und Weise, wie höhere Bildungs-
stätten in Amerika finanziert werden.
Gegenwärtig soll sich der Schulden-

berg, den alle College-Absolventen an-
gehäuft haben, auf 1,75 Billionen Dol-
lar belaufen.

Der linke Senator Bernie Sanders,
der 2020 im Vorwahlkampf der demo-
kratischen Präsidentschaftsbewer-
ber eine Streichung aller Studiendar-
lehen gefordert hatte, nannte die An-
kündigung des Präsidenten «eine grosse
Sache». Er erneuerte aber seine Forde-
rung, die Studiengebühren für öffent-
liche Colleges und Universitäten voll-
ständig abzuschaffen. Im reichsten Land
der Welt sollte es jedem Menschen mög-
lich sein, eine gute Ausbildung zu erhal-
ten, ohne Schulden zu machen, teilte
Sanders mit.

Offen ist, ob die Ankündigung
Bidens vor Gericht Bestand haben wird.
In ersten Reaktionen bezeichneten ei-
nige Juristen das rechtliche Gerüst der
Regierung, mit dem der Schuldenerlass
begründet wird, als wackelig. Weil aber
am Mittwoch noch viele Details des
Schuldenerlasses unklar waren, bleibt
vorerst offen, ob eine Klage Erfolg
haben könnte.
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